
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 
5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung 

Der Vorstand gibt gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 
AktG den nachfolgenden Bericht zu Punkt 8 der Tagesordnung über die Gründe für 
die vorgeschlagene Ermächtigung des Vorstands ab, das Bezugsrecht der Aktionäre 
bei der Veräußerung von eigenen Aktien der Gesellschaft auszuschließen.  

Dieser Bericht ist ab der Einberufung der Hauptversammlung unter der Internet-
Adresse  http://www.ikb.de/content/de/ir/hauptversammlung/index.jsp zugänglich. Er 
liegt darüber hinaus während der Dauer der Hauptversammlung im 
Versammlungssaal zur Einsichtnahme aus. Der Bericht hat folgenden Inhalt:  

Die von der Hauptversammlung der Gesellschaft am 31. August 2006 erteilte 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ist 
ausgelaufen und soll durch die vorgeschlagene neue Ermächtigung mit einer Laufzeit 
bis zum 27. Februar 2010 ersetzt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, der Gesellschaft eine 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien zu erteilen, damit sie die mit einem solchen 
Erwerb verbundenen Vorteile im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre nutzen 
kann. Der Vorstand wird in der Hauptversammlung jeweils Bericht über jede 
Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

Durch die vorgeschlagene Ermächtigung wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, 
bis zum 27. Februar 2010 eigene Aktien in Höhe von bis zu 10% des derzeitigen 
Grundkapitals zu erwerben. Damit ist die gesetzlich zulässige Höchstgrenze gewahrt. 
Ein Erwerb darf nur über die Börse oder auf Grund eines öffentlichen Kaufangebots 
an alle Aktionäre erfolgen. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge 
die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, muss eine Zuteilung der 
Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine 
bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu 
maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene 
Beträge bei der Festlegung zu erwerbender Quoten und kleine Restbestände zu 
vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern.  

Die erworbenen eigenen Aktien sollen über die Börse oder durch Angebot an alle 
Aktionäre veräußert werden können.  

− Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, die eigenen Aktien an Dritte auch 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an 
alle Aktionäre zu veräußern, sofern die Veräußerung der eigenen Aktien 
gegen Barzahlung und zu einem Preis erfolgt, der den arithmetischen 
Mittelwert des Börsenpreises der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion 
im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsentagen vor dem Tag der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Dadurch soll es der Gesellschaft 
ermöglicht werden, Aktien an institutionelle Anleger, Finanzinvestoren oder 
sonstige Kooperationspartner abzugeben und dabei durch eine marktnahe 
Preisfestsetzung einen möglichst hohen Veräußerungsbetrag und eine 
größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. In dieser Art der 
Veräußerung liegt zwar ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, der 
jedoch gesetzlich zulässig ist, da er dem erleichterten Bezugsrechts-
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ausschluss des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG entspricht. Von dieser Ermächtigung 
darf nur bis zur Höhe von 10% des Grundkapitals unter Einbeziehung der 
vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausnutzung eines genehmigten Kapitals 
sowie der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch gemacht werden (Tagesordnungspunkte 10 
und 11 der Hauptversammlung). Dadurch wird sichergestellt, dass die 
gesetzlich zulässige Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals für einen 
solchen erleichterten Bezugsrechtsausschluss (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG) 
nicht überschritten wird. Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils 
Bericht über jede Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten.  

− Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eigenen Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte veräußert werden 
können, soweit dies zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt. Der 
Vorstand soll in diesen Fällen in die Lage versetzt werden, Aktien der 
Gesellschaft als Gegenleistung für den Erwerb solcher Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen anbieten zu können, ohne insoweit eine 
Kapitalerhöhung durchführen zu müssen. Eine solche Verwendung der 
eigenen Aktien bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats, wenn der 
Gegenstand des jeweiligen Geschäfts 5% des haftenden Eigenkapitals der 
Gesellschaft nach dem Kreditwesengesetz übersteigt.  

Der nationale und internationale Wettbewerb verlangt zunehmend die 
Möglichkeit, nicht Geld, sondern Aktien als Gegenleistung im Rahmen des 
Erwerbs von Unternehmen oder von Beteiligungen an anderen Unternehmen 
anbieten zu können. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der 
Gesellschaft die notwendige Flexibilität gegeben, eigene Aktien als 
Akquisitionswährung einzusetzen und dadurch auf die für die Gesellschaft 
vorteilhaften Angebote zum Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen 
an anderen Unternehmen rasch und flexibel reagieren zu können. Dem trägt 
die vorgeschlagene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Rechnung.  

− Die Ermächtigung soll es der Gesellschaft ferner ermöglichen, eigene Aktien 
zur Bedienung der von der Gesellschaft oder ihren Beteiligungsgesellschaften 
ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen, Wandelgenussscheinen oder 
Optionsscheinen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 
Wandlungspflichten zu verwenden. Im Interesse einer flexiblen Handhabung 
ist es sinnvoll, die Möglichkeit zu schaffen, aus den 
Wandelschuldverschreibungen, Wandelgenussscheinen oder Options-
scheinen resultierenden Pflichten durch eigene Aktien befriedigen zu können. 
Auch kann auf diese Weise der bei Ausnutzung eines bedingten Kapitals zur 
Bedienung der ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen, Wandel-
genussscheinen oder Optionsscheinen eintretende Verwässerungseffekt 
ausgeschlossen werden.  

− Darüber hinaus wird die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts für 
den Fall vorgesehen, dass die erworbenen Aktien der Gesellschaft als 
Belegschaftsaktien an Mitarbeiter der Gesellschaft und ihrer mindestens 50%-
igen Beteiligungsgesellschaften ausgegeben werden. Belegschaftsaktien 
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stellen ein wichtiges Instrument dar, um qualifizierte Arbeitnehmer für die 
Gesellschaft zu gewinnen und an diese zu binden. Durch Belegschaftsaktien 
kann zudem die Ausrichtung der Mitarbeiter auf die Unternehmensstrategie 
sowie die Motivation, konsequent an der Wertsteigerung des Unternehmens 
zu arbeiten, gefördert werden. 

− Die Einziehung von erworbenen eigenen Aktien ohne weitere 
Beschlussfassung der Hauptversammlung ermöglicht es schließlich der 
Gesellschaft, ihr Eigenkapital durch die mit der Einziehung verbundene 
Herabsetzung des Grundkapitals den jeweiligen Erfordernissen des 
Kapitalmarkts rasch und flexibel anzupassen.  

 
 

Düsseldorf, 21. Juli 2008 
 

Der Vorstand 


